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Merkblatt über die Schulpfl icht
in Bayern

Hinweise für die Erziehungsberechtigten zum Schulbesuch
der Schüler an Grundschulen und Förderzentren

na
ch

 B
ay

EU
G

A
rt.

-N
r. 

96
01

61
72

 - 
Ve

rl.
-N

r. 
22

00
.1

1 
- 

 - 
Pa

 2
5 

- 
M

er
kb

la
tt 

üb
er

 d
ie

 
Ko

pi
er

en
, N

ac
hd

ru
ck

 s
ow

ie
 je

de
el

ek
tro

ni
sc

he
 S

pe
ic

he
ru

ng
 v

er
bo

te
n!



– 2 –

ALLGEMEINE SCHULPFLICHT

Die Schulpfl icht dauert in der Regel 12 Jahre: 9 Jahre Vollzeitschulpfl icht und 3 Jahre Berufs-
schulpfl icht.

Der Vollzeitschulpfl icht unterliegen alle Kinder, die in Bayern ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Durch den Besuch einer Grundschule oder eines Förderzentrums oder durch den Besuch 
einer weiterführenden Schule (Mittelschule, Realschule, Gymnasium, Wirtschaftsschule) wird die 
Vollzeitschulpfl icht erfüllt. Zu der Vielfalt der verschiedenen Bildungswege sowie zu allgemeinen 
Fragen der Schullaufbahn stehen ein eigener Beratungslehrer für Schüler und Erziehungsberechtigte 
an jeder Schule sowie die staatlichen Schulberatungsstellen zur Verfügung.

Für ausländische Schüler gelten die gleichen Rechte und Pfl ichten wie für deutsche Schüler, 
auch wenn sie nach dem Recht ihres Heimatlandes nicht oder nicht mehr schulpfl ichtig sind. 
Schulpfl ichtig ist auch, wer

1. eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzt,
2. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 oder § 24 wegen des Krieges in seinem 

Heimatland oder nach § 25 Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes besitzt,
3. eine Duldung nach § 60 a des Aufenthaltsgesetzes besitzt oder
4. vollziehbar ausreisepfl ichtig ist, auch wenn eine Abschiebungsandrohung noch nicht oder 

nicht mehr vollziehbar ist,
unabhängig davon, ob er selbst diese Voraussetzungen erfüllt oder nur einer seiner Erziehungs-
berechtigten; in den Fällen der Nummern 1 und 2 beginnt die Schulpfl icht drei Monate nach 
dem Zuzug aus dem Ausland.

Besonders wegen der großen Zahl aus dem Ausland zugewanderter Schüler und den daraus 
gewachsenen Herausforderungen (z.B. sprachlichen Schwierigkeiten) sind bei der Eingliederung 
in deutsche Schulen zusätzliche Fördermaßnahmen geschaffen worden. Werden ausländische 
Schüler vom Schulbesuch in Bayern abgemeldet, so verständigt die Schule das Einwohnermelde-
amt.

VOLLZEITSCHULPFLICHT

Die Vollzeitschulpfl icht umfasst die für alle Schüler gemeinsame Grundschule (Jahrgangsstufen 
1 mit 4) und die auf der Grundschule weiterführenden Schulen (Mittelschule, Realschule, 
Gymnasium, Wirtschaftsschule) bis einschließlich der jeweiligen Jahrgangsstufe 9. Die Vollzeit-
schulpfl icht kann auch an entsprechenden (staatlich genehmigten oder anerkannten) Privatschulen 
erfüllt werden.

Die Klassen und Unterrichtsgruppen werden nach pädagogischen und schulorganisatorischen 
Erfordernissen gebildet. Es können – je nach den Gegebenheiten vor Ort – Jahrgangsklassen 
oder in Grundschulen jahrgangskombinierte Klassen eingerichtet werden.

SCHULPFLICHT FÜR KINDER MIT SONDERPÄDAGOGISCHEM FÖRDERBEDARF

Für Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf ist individuell zu entscheiden, ob sie die 
Grundschule oder ein Förderzentrum besuchen. Förderzentren bestehen für die Förderschwerpunkte 
Sehen, Hören, geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung, Sprache, Lernen sowie 
emotionale und soziale Entwicklung (bei schweren Verhaltensauffälligkeiten). Kinder mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf sind grundsätzlich zunächst an der Grundschule anzumelden, die 
dann ggf. den Besuch eines Förderzentrums empfi ehlt. Auch bei bestehendem sonderpädagogischen 
Förderbedarf entscheiden – nach Beratung – die Erziehungsberechtigten, ob das Kind die Grund-
schule oder ein Förderzentrum besuchen soll, sofern nicht ausnahmsweise (wegen Gefährdung des 
Kindeswohls oder Gefährdung von Mitschülern oder Lehrkräften) der Besuch eines Förderzentrums 
notwendig ist. Eine direkte Anmeldung an der Förderschule ist möglich, wenn aufgrund von 
Empfehlungen aus der vorschulischen Förderung (z.B. der Frühförderstellen oder der Schulvor-
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bereitenden Einrichtungen) nur der Förderort Förderzentrum in Betracht kommt. Besteht zwischen 
den Erziehungsberechtigten und Grundschule bzw. Förderzentrum kein Einvernehmen, ob der Be-
such eines Förderzentrums notwendig ist, entscheidet das Staatliche Schulamt. Die Erziehungs-
berechtigten können eine mündliche Erörterung mit allen Beteiligten beim Schulamt beantragen und 
ggf. auch die Einschaltung einer unabhängigen, überörtlichen Fachkommission verlangen.

BEGINN DER SCHULPFLICHT, VORZEITIGE EINSCHULUNG, ZURÜCKSTELLUNG

Mit Beginn des Schuljahres werden alle Kinder schulpfl ichtig,

1. die bis zum 30. Juni sechs Jahre alt werden,
2. die im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. September sechs Jahre alt werden und deren 

Erziehungsberechtigte den Beginn der Schulpfl icht nicht auf das kommende Schuljahr 
verschieben (Einschulungskorridor),

3. deren Erziehungsberechtigte bereits einmal den Beginn der Schulpfl icht nach Nr. 2 ver-
schoben haben oder

4. die bereits einmal von der Aufnahme in die Grundschule zurückgestellt wurden.
Ferner wird ein Kind, das zum 30. September noch nicht sechs Jahre alt ist, auf Antrag der 

Erziehungsberechtigten schulpfl ichtig, wenn zu erwarten ist, dass das Kind voraussichtlich mit 
Erfolg am Unterricht teilnehmen kann (vorzeitiger Schulbeginn). Bei Kindern, die nach dem 
31. Dezember sechs Jahre alt werden, ist zusätzliche Voraussetzung für die Aufnahme in die 
Grundschule, dass in einem schulpsychologischen Gutachten die Schulfähigkeit bestätigt wird.

Wird ein Kind zwischen dem 1. Juli und dem 30. September sechs Jahre alt entscheiden die 
Erziehungsberechtigten, ob ihr Kind zu Beginn des Schuljahres oder erst ein Jahr später schul-
pfl ichtig wird (dreimonatiger Einschulungskorridor). Das Kind nimmt jedoch planmäßig an der 
Einschulungsuntersuchung und am Anmelde- und Einschulungsverfahren für das kommende 
Schuljahr teil. Auf der Grundlage der dabei gewonnenen Erkenntnisse berät die Schule die Er-
ziehungsberechtigten und gibt ihnen eine Empfehlung. Danach entscheiden die Erziehungs-
berechtigten, ob ihr Kind zum kommenden oder nächsten Schuljahr eingeschult wird. Die Erklärung 
der Erziehungsberechtigten bedarf keiner Begründung; sie muss bis 10. April der Schule schrift-
lich zugegangen sein. 

Ein Kind, das am 30. Juni mindestens sechs Jahre alt ist oder das zwischen dem 1. Juli und 
dem 30. September sechs Jahre alt wird und für das die Erziehungsberechtigten nicht (rechtzeitig) 
erklärt haben, dass es erst zum nächsten Schuljahr schulpfl ichtig werden soll, kann für ein 
Schuljahr von der Aufnahme in die Grundschule zurückgestellt werden, wenn zu erwarten ist, 
dass das Kind voraussichtlich erst ein Schuljahr später mit Erfolg am Unterricht der Grundschule 
teilnehmen kann. Die Zurückstellung soll möglichst zeitnah zur Schulanmeldung, in der Regel 
jedenfalls vor Aufnahme des Unterrichts erfolgen; sie ist ausnahmsweise noch bis zum 
30. November zulässig, wenn sich erst innerhalb dieser Frist herausstellt, dass die Voraussetzungen 
für eine Zurückstellung gegeben sind. 

Für ein zurückgestelltes Kind beginnt die Vollzeitschulpfl icht mit dem folgenden Schuljahr von 
neuem. Bei der erneuten Anmeldung ist der Zurückstellungsbescheid vorzulegen. 

Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache

Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, die nach Deutschland zugewandert sind und keine 
oder nur geringe Deutschkenntnisse haben, besuchen zunächst eine Deutschklasse, soweit das 
Staatliche Schulamt eine solche im Schulsprengel gebildet hat oder eine solche auf Grund eines 
Gastschulverhältnisses besucht werden kann. Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kann die 
Schulleitung gestatten, dass das Kind statt einer Deutschklasse eine Regelklasse besucht, wenn 
zu erwarten ist, dass es dem Unterricht folgen kann. Der Besuch einer Deutschklasse endet in 
der Regel nach einem, spätestens jedoch nach zwei Schulbesuchsjahren. Für Kinder mit nicht-
deutscher Muttersprache, die eine Regelklasse besuchen, werden vom Staatlichen Schulamt 
andere Deutschfördermaßnahmen im Rahmen der vom Staatsministerium festgelegten Richtlinien 
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eingerichtet. Die Anzahl der Förderstunden richtet sich nach dem individuellen Bedarf und den 
Lernfortschritten.

Sprengelpfl icht, Gastschulverhältnisse

Das Kind ist von seinen Erziehungsberechtigten entweder an der öffentlichen Grundschule, 
in dessen Schulsprengel es wohnt (Sprengelschule), oder an einer privaten Grundschule anzu-
melden. Über die Aufnahme eines Kindes in die Grundschule entscheidet die Schulleitung.

Auf Antrag – der möglichst gleichzeitig mit der Schulanmeldung an der Sprengelschule gestellt 
werden soll – kann aus zwingenden persönlichen Gründen der Besuch einer anderen Grundschule 
gestattet werden. Die Genehmigung oder Ablehnung des gastweisen Schulbesuchs trifft die 
Gemeinde, in der der Schüler seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, im Einvernehmen mit dem 
aufnehmenden Schulaufwandsträger nach Anhörung der betroffenen Schulleiter. Ein Recht auf 
Schülerbeförderung besteht beim gastweisen Besuch einer anderen Grundschule nicht; evtl. 
anfallende Kosten für die Fahrten zur Gastschule müssen die Erziehungsberechtigten selbst tragen.

In besonderen Fällen – etwa zum Besuch einer Deutschklasse oder einer gebundenen Ganz-
tagsklasse, wenn an der Sprengelschule kein entsprechendes schulisches Angebot besteht – kann 
das Staatliche Schulamt ein Kind einer anderen, benachbarten Grundschule zuweisen. In diesen 
Fällen besteht ein Anspruch auf Schülerbeförderung zur Gastschule.

Die Anmeldung an einer privaten, staatlich genehmigten oder staatlich anerkannten Grund-
schule entbindet von der Sprengelpfl icht. Die private Grundschule teilt der Sprengelschule die 
Aufnahme eines Kindes mit.

DURCHFÜHRUNG DER SCHULANMELDUNG

Der Anmeldetermin soll im März liegen. Ort und Zeit werden von der Schulleitung oder den 
Staatlichen Schulämtern in ortsüblicher Weise bekannt gemacht. Mindestens ein Erziehungs-
berechtigter soll persönlich mit dem Kind zur Schulanmeldung kommen. Wenn sie verhindert 
sind, sollen sie einen Vertreter damit beauftragen. Die Erziehungsberechtigten müssen bei der 
Schulanmeldung die Geburtsurkunde vorlegen, einen Nachweis über eine Schuleingangsunter-
suchung mitbringen sowie die erforderlichen Angaben im Anmeldeblatt machen. Die Erziehungs-
berechtigten können der Schule einen Übergabeschein der Kindertagesstätte aushändigen. Mit 
der Schulanmeldung sollen die Erziehungsberechtigten auch erklären, ob das Kind an der Mit-
tagsbetreuung oder an einem schulischen Ganztagsangebot (offen oder gebunden) teilnehmen 
soll.

Kinder, die bei der Schulanmeldung nicht vorgestellt werden können (z. B. weil sie verreist 
sind), dürfen schon vorher schriftlich angemeldet werden. Kinder, die nach Ablauf der Anmelde-
frist oder nach Beginn ihrer Vollzeitschulpfl icht nach Bayern zuziehen, müssen unverzüglich 
vorgestellt und angemeldet werden.

Wer ohne berechtigten Grund vorsätzlich oder fahrlässig die ihm obliegende Anmeldung 
eines Schulpfl ichtigen unterlässt, kann von der Kreisverwaltungsbehörde mit einer Geldbuße 
belegt werden. Die Pfl icht der Schulanmeldung obliegt den Erziehungsberechtigten. Erziehungs-
berechtigter ist, wem nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts die Sorge für die Person des 
Kindes obliegt. Sind mehrere Erziehungsberechtigte vorhanden, so müssen sie die Anmeldung 
im gegenseitigen Einverständnis vornehmen. In der Regel genügt die Unterschrift eines Erziehungs-
berechtigten auf dem Anmeldeblatt. Bei dauernd getrennt lebenden Ehegatten, bei geschiedenen 
oder für nichtig erklärten Ehen ist die Erziehungsberechtigung nachzuweisen.

ERFÜLLUNG DER VOLLZEITSCHULPFLICHT

Die Erziehungsberechtigten müssen dafür sorgen, dass ihr minderjähriges Kind am Unterricht 
regelmäßig teilnimmt und die sonstigen, verbindlichen Schulveranstaltungen (z.B. Wanderungen) 
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besucht. Sie arbeiten mit der Schule in der Erziehungsarbeit zusammen und halten ihre Kinder 
an, die schulischen Verpfl ichtungen zu erfüllen.

Bereitet sich ein Schüler auf den Unterricht nicht hinreichend vor oder arbeitet er im Unterricht 
nicht mit und erweisen sich Ermahnungen als nutzlos, so wird dies den Erziehungsberechtigten 
schriftlich mitgeteilt. Wird durch Pfl ichtverletzungen auch die schulische Ordnung gestört, so 
kann zusätzlich eine Ordnungsmaßnahme verhängt werden.

Schulversäumnis

Schüler dürfen nur aus zwingenden Gründen dem Unterricht oder einer sonstigen für verbind-
lich erklärten Schulveranstaltung fernbleiben. Solche Gründe können sein, Krankheit des Schülers, 
übertragbare Krankheit in der Wohngemeinschaft o. Ä. In einem solchen Fall muss die Schule 
unverzüglich informiert werden. Im Falle einer fernmündlichen Verständigung ist die schriftliche 
Mitteilung innerhalb von zwei Tagen nachzureichen. Bei Erkrankung von mehr als drei Tagen 
kann die Schule ein ärztliches Zeugnis verlangen. Häufen sich die krankheitsbedingten Versäum-
nisse auffällig oder bestehen berechtigte Zweifel an der Erkrankung des Schülers, kann die Schule 
die Vorlage eines ärztlichen oder schulärztlichen Zeugnisses verlangen.

Beurlaubung

Ein Schüler kann wegen besonderer Gründe auf Antrag der Erziehungsberechtigten vom 
Unterricht beurlaubt werden. Die Entscheidung über die Beurlaubung trifft die Schulleitung. 
Schülerinnen und Schülern ist ausreichend Gelegenheit zur Erfüllung ihrer religiösen Pfl ichten 
und zur Wahrnehmung religiöser Veranstaltungen auch außerhalb der Schule zu geben. Eine 
private Urlaubsreise, die über die Ferienzeiten hinausgeht, rechtfertigt hingegen keine Be-
urlaubung.

Befreiung vom Unterricht

Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, ihr minderjähriges Kind vom Religionsunterricht 
abzumelden. Die Abmeldung bedarf der Schriftform und gilt jeweils nur für das laufende Schul-
jahr; sie muss spätestens am letzten Unterrichtstag des Schuljahres mit Wirkung für das folgende 
Schuljahr erfolgen. Eine spätere Abmeldung ist nur aus wichtigen Gründen zulässig. Schülerinnen 
und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, müssen den Ethikunterricht besuchen.

Eine Befreiung vom Unterricht in einzelnen Fächern ist nur in begründeten Ausnahmefällen 
möglich, z.B. bei Verletzungen (Sport). Die Befreiung muss schriftlich beantragt werden und wird 
längstens für die Dauer eines Schuljahres ausgesprochen; sie kann mit der Aufl age verbunden 
sein, am Unterricht in einem anderen Unterrichtsfach teilzunehmen.

Schulversäumnisse – Ahndung
Bleibt der Schüler dem Unterricht oder einer schulischen Veranstaltung fern, ohne ausreichend 

entschuldigt oder befreit zu sein, liegt ein schuldhaftes Schulversäumnis vor. Erweisen sich 
schulische Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen als zwecklos, so kann der Schulleiter bei der 
Kreisverwaltungsbehörde die zwangsweise Vorführung zum Schulbesuch beantragen. Außerdem 
können Erziehungsberechtigte, die ihrer Pfl icht, für einen geordneten Schulbesuch Sorge zu 
tragen, nicht nachkommen, mit einer Geldbuße belegt werden.

ELTERNVERTRETUNG

Der Elternbeirat ist die Vertretung der Erziehungsberechtigten der Schülerinnen und Schüler 
einer Schule. Wahlberechtigt sind alle Erziehungsberechtigten, die wenigstens ein Kind haben, 
das die betreffende Schule besucht, bzw. die Leitung eines Schülerheims oder einer ähnlichen 
Einrichtung. In der ersten Sitzung wählt der Elternbeirat bzw. der gemeinsame Elternbeirat aus 
seiner Mitte ein vorsitzendes Mitglied sowie einen Stellvertreter. Die Sitzungen der Elternver-
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tretungen sind nicht öffentlich. Der Elternbeirat wirkt mit in Angelegenheiten, die für die Schule 
von allgemeiner Bedeutung sind. An Grundschulen (und Mittelschulen) werden zudem für jede 
Klasse Klassenelternsprecher gewählt.

Aufgaben des Elternbeirats

Aufgabe des Elternbeirats ist es insbesondere, das Vertrauensverhältnis zwischen den Eltern 
und den Lehrkräften, die gemeinsam für die Bildung und Erziehung der Schülerinnen und Schüler 
verantwortlich sind, zu vertiefen, sowie das Interesse der Eltern für die Bildung und Erziehung 
der Schülerinnen und Schüler zu wahren.

Bei den Grundschulen übernimmt der Elternbeirat die Aufgaben des Schulforums, soweit nach 
den Schulordnungen das Schulforum zu beschließen hat oder zu beteiligen ist.

Aufgaben des Klassenelternsprechers

Die Klassenelternsprecherin bzw. der Klassenelternsprecher nimmt die Belange der Eltern der 
Schülerinnen und Schüler einer Klasse wahr.

ELTERNHAUS UND SCHULE

Der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten seitens der Schule ist besondere Be-
deutung beizumessen. Für die persönliche Kontaktnahme gibt es die Einrichtung von Elternsprech-
stunden, Elternsprechtagen, Klassenelternversammlungen und Elternversammlungen. Von der 
Schule wird jeweils rechtzeitig dazu eingeladen bzw. werden stets durch Aushang im Schul-
gebäude Termine und Sprechzeiten bekannt gegeben.

Machen Sie Ihr Kind auf die Gefahren im Straßenverkehr aufmerksam und üben Sie mit Ihrem 
Kind das richtige Verhalten im Straßenverkehr. Sie können die Verkehrserziehung in der Schule 
dadurch unterstützen und zur Vermeidung von Unfällen und letztlich zur Sicherheit Ihres Kindes 
mit beitragen.

Nehmen Sie bitte darauf Einfl uss, dass Ihr Kind keine Gegenstände in die Schule mitbringt, 
die den Unterricht oder die Ordnung der Schule stören können oder stören. Handys und sonstige 
digitale Speichermedien, die nicht zu Unterrichtszwecken verwendet werden, müssen im Schul-
gebäude ausgeschaltet bleiben.

Das Mitbringen und Mitführen von gefährlichen Gegenständen ist den Schülern untersagt.

Der erste Ansprechpartner der Eltern ist stets die Lehrkraft des Kindes. Darüber hinaus können 
an jeder Schule zuständige Beratungsfachkräfte (Beratungslehrer und Schulpsychologen) nach 
vorheriger Anmeldung aufgesucht werden. Die Sprechzeiten werden zu Schuljahresbeginn 
bekannt gemacht. Informationen zum Bayerischen Schulsystem und zu weiteren Beratungsmöglich-
keiten erhalten Sie auch unter www.schulberatung.bayern.de

AN DIE ELTERN UND SONSTIGEN ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN UNSERER KINDER

Dieses Merkblatt unterrichtet Sie über Grundlegendes zur allgemeinen Schulpfl icht und worauf 
Sie beim Schulbesuch Ihres Kindes zu seinem Nutzen und in Ihrem eigenen Interesse achten 
sollten.

Heben Sie deshalb dieses Merkblatt auf. Es wird Ihnen auf mancherlei Fragen, nicht nur bei 
der Schulanmeldung, sondern auch während der ganzen Schulzeit Ihres Kindes wichtige 
Informationen geben.


